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10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

Norm

BauO Stmk 1968 §21 impl;

B-VG Art119a Abs5;

GdO Stmk 1967 §94;

1. B-VG Art. 119a heute

2. B-VG Art. 119a gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

3. B-VG Art. 119a gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

4. B-VG Art. 119a gültig von 01.01.1985 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 490/1984

5. B-VG Art. 119a gültig von 21.07.1962 bis 31.12.1984 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 205/1962

Hinweis auf Stammrechtssatz

GRS wie 1356/67 E 18. März 1968 RS 2

Stammrechtssatz

Wird im aufsichtsbehördlichen Verfahren nach Art 119a Abs 5 B-VG ein Gemeinderatsbescheid mit der Begründung

aufgehoben, daß das Verfahren vor den Gemeindebehörden derart mangelhaft, bzw ergänzungsbedürftig ist, daß eine

aufsichtsbehördliche Entscheidung in der Sache selbst nicht gefällt werden kann, so wird der Gemeinderat für seine

neuerliche Entscheidung in der Sache selbst noch in keiner Weise gebunden. Ein Eingri@ in Rechte einer Partei durch

Bindung des Gemeinderates an die Rechtsanschauung der Aufsichtsbehörde liegt in einem solchen Fall noch nicht

vor.Wird im aufsichtsbehördlichen Verfahren nach Artikel 119 a, Absatz 5, B-VG ein Gemeinderatsbescheid mit der

Begründung aufgehoben, daß das Verfahren vor den Gemeindebehörden derart mangelhaft, bzw ergänzungsbedürftig

ist, daß eine aufsichtsbehördliche Entscheidung in der Sache selbst nicht gefällt werden kann, so wird der Gemeinderat

für seine neuerliche Entscheidung in der Sache selbst noch in keiner Weise gebunden. Ein Eingri@ in Rechte einer

Partei durch Bindung des Gemeinderates an die Rechtsanschauung der Aufsichtsbehörde liegt in einem solchen Fall

noch nicht vor.
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Bindung an die Rechtsanschauung der Vorstellungsbehörde Ersatzbescheid
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